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Hamburg 1980: FeministischePädagoginnen stellen sich dieFragen:Was ist überhauptMädchenpolitik?Warum ist sienotwendig?Anwelche Greǹzen stößt Mädchenpolitik?Hamburg 2008: Sitzung derLAG Mädchenpolitik Hamburge.V.:Wie schätzenwir die aktu`elle Situation der Mädchenar̀beit innerhalb der Kinder̀ undJugendhilfe in Hamburg ein?Wowerden die InteressenundLebenslagen von Mädchen inder Jugendhilfe diskutiert? Undwelche Politik trägt dazu bei,dass die Kategorie Geschlechtkeine Berücksichtigung findet?Die kurze Bestandsaufnahmeim Folgenden kann einen Beitragzur Beantwortung dieser Fragenleisten,wobeiwir unswünschen,in diesem Punkt die fachlicheDiskussionweiterzuführen.Politik, Frauenpolitik, Mäd�chenpolitik – Eine kurzeBestandsaufnahmeWas istPolitik? Politik ist ein „vielschich`tiger Begriff, umfasst allgemeindie Gesamtheit derVerfahrenund Handlungenvon einzelnen,Institutionen und Organisationen,die öffentliche Belange durchEntscheidungen regeln. In derPolitikwissenschaftwird – ininhaltlicherAnlehnung an dieDreifachgliederung des Politikbègriffes im Englischen – zwischenForm (engl. ‚polity ‘), Prozess(engl. ‚politics‘) und Inhalt (engl.‚policy‘) von Politik unterschieden.Auf dieser Grundlagewird Politikdefiniert als die Gesamtheit der dieöffentlichen Belange betreffendeninstitutionellen, prozessualenund entscheidungsinhaltlichenDimensionen des ‚Strebens nachMacht oder nach Beeinflussungder Machtverteilung‘ (M.Weber),der Herrschaftsordnung undder auf verbindliche Regelunggesellschaftlicher Konflikte über

wahrgenommen, nach ihren Intèressen gefragt und entsprechendeMaßnahmen eingeleitetwerden.“(Bitzan/Daigler 2004, 187)Mädchenarbeit und dann?Von der Forderung zur Umset�zung Geschichtlicher ExkursDie in den 70er Jahren des Zwaǹzigsten Jahrhunderts entstandenefeministische Mädchenarbeitdiskutierte die LebenslagenvonMädchen in den pädagogischenFeldern. Eine grundlegendeDiskussion über Gleichberechtìgung von Mädchen und Jungenim Rahmen derAngebote in derJugendhilfe gab es zu diesem Zeit̀punkt jedoch nicht. Mit ihrenweitreichenden Forderungen und ihrerberechtigten Kritik ambesteheǹden patriarchalen System stießendie Pädagoginnen innerhalb derJugendhilfe häufig an Grenzen,wurdenbelächelt und mit einemExotinneǹ Label versehen.Dies änderte sich auch nichtmit dem 6. Jugendbericht derBundesregierung (1984), der sichausschließlich auf Mädchenundihre Lebenslagen bezog. Obwohldieser Bericht die Positionenund Forderungen feministischerund parteilicher Mädchenarbeitaufnahm,veränderte sich in derkonkreten Jugendhilfe für dieZielgruppe Mädchen kaum etwas.Auch der Gleichberechtigungs̀anspruch (z.B. in der Einrich`tungs̀ und Projektfinanzierungmit derVerteilung 50:50)wurdezwar sprachlich weitestgèhend anerkannt, eine konkreteUmsetzung fand jedoch inder Jugendhilfe kaum statt.Das im BundesjugendplanAnfang der 90er Jahre ausgewièsene Mädchenförderprogrammtrug dann zu mehrAkzeptanzundAusweitung desAnsatzesbei und fand letztendlich seinen

begehrte Güter gerichteten Bestrèbungen.“ (Brockhaus 1992, 300)Frauenpolitik Hier setzt dieFrauenpolitik an, indem sie diegeschlechtlichen Codierungen pòlitischer Institutionen, Legitimatìonsmuster und Handlungsmusteranalysiert und die grundlegendenBegriffe politischerTheoriewieDemokratie, Staat, Gerechtigkeit,Gesellschaft, Privatheit, Öffent̀lichkeit und Recht reflektiert.So postulierte die neue Fraueǹbewegung ab den 1970er Jahren:„Das Private ist politisch“. Einneuer feministischer Politikbègriff erweiterte den Bereich desPolitischenund Politisierbaren.Die feministischeTheorie derPolitik stellt die traditionelleTrennungvon öffentlicher undprivater Sphäre in Frage.Der zentrale Begriff der polìtikwissenschaftlichen Geschlech`terforschung ist Gender, der dieDimensionen von Geschlecht,die soziale und politische Katègorie beinhaltet und damit stetsauf das Geschlechterverhältnisund seine Hierarchien sowie dieHerrschaftsverhältnisse, in deneneshergestelltwird,verweist.Mittlerweile haben sich uǹterschiedlicheAnsätze derpolitikwissenschaftlichen Gèschlechterforschung herausdiffèrenziert undwerden in jüngsterZeit meist mit dem BegriffGender Studies zusammengèfasst. (Vgl. Schneider 2004)Mädchenpolitik Politik ist alsonicht nurVollzugsorgan gesetzlichfestgelegter Interessen, sondern istdie Gestaltung der Rahmenbediǹgungen sozialen Zusammenlebensüberhaupt. So macht „… Politikim Interesse von Mädchen sichprimär zurAufgabe, die Personeǹgruppe Mädchen in das öffentlicheBewusstsein zu rückenund damitdarauf hinzuwirken, dass sie
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Niederschlag im KinderØ und JuØgendhilfegesetz, das 1990 in Kraftgetreten ist. So ist im § 9,3 KJHGgeregelt, dass alle LeistungenundAngebote der KinderØ undJugendhilfe „die unterschiedØlichen Lebenslagenvon Mädchenund Jungen zu berücksichtigen,Benachteiligungen abzubauen unddie Gleichberechtigungvon MädØchenund Jungen zu fördern“ ist.An dieser Stelle sind die Zielefeministischer Mädchenarbeit undØpolitik zumindest auf der gesetzØlichenund strukturellen Ebene erØreicht, die geforderteAnerkennungder Kategorie Geschlecht als QualiØtätskategorie gesetzlich verankert.Auf diesem Hintergrund konntesich die Mädchenpolitik alsEinmischungspolitik in jugendØpolitischen Handlungsfeldernprofessionalisieren. Es entstandenlandesweite Zusammenschlüssein Formvon LandesarbeitsgeØmeinschaften und Ende der90er Jahre einebundesweiteOrganisation, die BundesarbeitsØgemeinschaft Mädchenpolitik1.ZumTeil arbeiten dieseArbeitsgeØmeinschaften nach § 78 SGBVIIIund sind damit als jugendhilfeØpolitische Gremien anerkannt.Von der Mädchenarbeit zumGender MainstreamingMädchenpolitik und ihreZiele imWandel der Zeit Diepolitisch bestimmten Ziele undGrundsätze der Mädchenarbeit, diein den 70er Jahren von MädchenØarbeiterinnen postuliertwurden,sind ebenfalls dem jugendhilfeØpolitischenWandel unterzogen.Zur Erinnerung hier die Ziele undGrundsätze der Mädchenarbeit :die Entwicklung und EtablierungmädchengerechterAngebote inder KinderØ und Jugendhilfe,die Einführung, der grundsätzØlichen QualitätskategorieGeschlecht unddieAbsicherung von MädchenØangeboten.
1 www.maedchenpolitik.de/

•••

Die Zielewurden in den erstenbeiden Punkten zum größtenTeil eingelöst.Was dieAngebotebetrifft,waren diese noch nieabgesichert und stehen heute,in Zeiten eines (falsch verstanØdenen) Gender Mainstreamings,in der kommunalen JugendhilØfepolitikwieder zur Debatte.Auch die von der Mädchenarbeitentwickelten Grundsätze,wie :Mädchen/Jugendliche und ihreBedürfnisse in den Mittelpunktzu stellen (Ganzheitlichkeit,Lebenslagenorientierung),sie zu begleitenund Orientierungzu bieten statt fremdbestimmteZiele zu verfolgen (BeziehungsØarbeit, Partizipation),deutlich auf der Seite der MädØchen/Jugendliche zu stehen (ParØteilichkeit, Beziehungsarbeit)hoben sich von der damaligenJugendarbeit sehr stark ab. Zwarwurden in der Jugendarbeit TheØmenwie Partizipation, EmanzipaØtionund Beziehungsarbeit schonfrüh diskutiert, fanden aber keineUmsetzung in pädagogischenKonzepten der Jugendhilfe. DieseZiele und Grundsätze der MädØchenarbeitwaren ganz andere alsdie der übrigen Jugendhilfe undbildeten damit ein spezifischesQualitätsmerkmal der MädchenØarbeit. (Vgl.Wallner 2008, 11)„Dreißig Jahre sind vergangen,seit Mädchenarbeit ihre Zieleund Grundsätze entwickelte unddamit einen exklusivenAnsatzschuf. Dreißig Jahre, in denensich vieles verändert hat :dasSelbstverständnis der KinderØund Jugendhilfe, ihr Umgang mitGeschlechterfragen, gesellschaftØliche Geschlechterverhältnisseund auch die Mädchenarbeitselbst.“ (Wallner 2008, 13)So stelltWallner fest, dass vieledieser Grundsätze in ihrer BeØdeutung für die Mädchenarbeit

•••

eingebüßt haben,weil die übrigeJugendhilfe sie ebenso propagiert.Sowerden ganzheitlicheAnsätØze, SozialraumorientierungundPartizipation als QualitätsstanØdards in der gesamten Jugendhilfeangesehen. Damit vollzog sich eineAngleichung in den Grundsätzender Jugendhilfe und MädchenØarbeit, die zwar nichts von ihrerQualität verlorenhaben, aber vonihrer Exklusivität. Geblieben sindder Mädchenarbeit, so konstatiertWallner, zwei Qualitätsmerkmale :die Fachkompetenz bezüglichder Lebenslagenvon Mädchenunddie „eigenen Räume für MädØchen“. (Vgl.Wallner 2008)Dieser „Verlust“ an Exklusivitätder Mädchenarbeit bei gleichzeiØtigem Gewinn der Jugendarbeit,gepaart mit der GenderØMainstreaØmingØStrategie lässt die LegitiØmierung von Mädchenpolitik undØarbeit als große Herausforderungder heutigen Zeit erscheinen.Wird heute von geschlechtsØspezifischerArbeit gesprochen,meint dies nicht,wie Jahrezuvor, ausschließlich die MädØchenarbeit, sondern auch JunØgenarbeit, geschlechtergerechteKoedukation und CrossWork.In den Zeiten der GenderØDeØbatten haben sich dieseAnsätzegeschlechterbewussterArbeit entØwickelt. Damit ist die angestrebteChancengleichheit noch langenicht erreicht. So droht Mädchenund jungen Frauen bei besterQualifizierung auch heute nochperspektiv isch ein MinderverØdienst von 27%bei gleicherArbeit,um nur ein Beispiel zu nennen.Mit Gender Mainstreamingals Doppelstrategie könntelangfristig die GeschlechtergeØrechtigkeit hergestelltwerden.Gender Mainstreaming „GenderMainstreaming ist ein Instrument,mit dem das Ziel der GeschlechØ

••
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terdemokratie oder ChancenWgleichheit erreichtwerden kann.Es ist jedoch nur ein Instrument,das die bisherigen Instrumenteergänzt und nicht ersetzt. EineOrganisation, die GeschlechterWdemokratie und ChancengleichWheit herstellenwill,wird GenderMainstreaming nutzen,um diesesZiel noch besser zu erreichen alsvorher. Die Ergänzungbezieht sichvor allem auf die geschlechtergeWrechte Gestaltung der (politischen)Produkte der Organisation. GenderMainstreaming erweitert damitdie Frauenfördermaßnahmen, diesich auf die geschlechtergerechteVerteilung derArbeit innerhalbder Organisation bezieht,umvieleandere Felder.“ (Stiegler 2001)Gender Mainstreaming ist eineDoppelstrategie und kann auchnur als solche gesehenundverWfolgtwerden. „Demnach ist Gendernicht gleich Mädchenarbeit, aberGender ersetzt Mädchenarbeitauch nicht.“ (Wallner 2008, 24)Politische Instanzen bedieWnen sich gerne der einen Hälftedieser Strategie,wobei die zweiteHälfte, nämlich die MädchenW undFrauenförderung, aus dem Blickgerät bzw. ihre Notwendigkeit zurUmsetzung des Gender MainWstreaming keinerlei Beachtungfindet. In einem neoliberalenpolitischen Kontextwerdengeschlechtsspezifische Chancenund Ungerechtigkeiten einfachignoriert. Frei nach dem Motto:„Alle können alles erreichen, siemüssen nur Leistung bringen.“Umso dringender braucht dieMädchenpolitik Institutionen,die Interessen, Lebenslagenund Bedingungen von Mädchenim Blickhabenundweiterhinentsprechende Forderungenformulierenund durchsetzen.Institutionen der Mädchenpo�litik in Hamburg Am Beispielvon Hamburg zeigt sich die

institutionalisierte Mädchenpolitikim Zusammenschluss verschieWdener Mädcheneinrichtungen undFachfrauen in der LandesarbeitsgeWmeinschaft Mädchenpolitik HamWburg e.V., durch dieVertreterinnender Mädchenarbeit in den siebenbezirklichen JugendhilfeausschüsWsen,und in den MädcheneinrichWtungen vor Ort. Diesewerdengefördert auf der Grundlage derHamburger Globalrichtlinien zurKinderW und Jugendarbeit : „4.3.2Geschlechtsspezifische NutzungDie Bezirksämter stellen sicher,dass die regionaleAngebotsstrukWtur der KinderW und Jugendarbeitdie geschlechtsspezifischen InWteressen, Bedürfnisse und EntWwicklungschancenberücksichtigtund der Ressourceneinsatz demZiel derVerteilungsgerechtigkeitin denAngeboten für Jungenund Mädchenbzw.weiblichenund männlichen JugendlichenRechnung trägt.“ (Freie undHansestadt Hamburg 2005, 5)LandesarbeitsgemeinschaftMädchenpolitik Hamburge.V. Die Ziele undAufgaben derLandesarbeitsgemeinschaftMädchenpolitik Hamburg e.V.2sindheutewie vor rund dreißigJahren ähnliche:Denn die LAG„bündeltund entwickelt fachlicheStandards für eine geschlechtsWbezogeneArbeit mit Mädchenund jungen Frauen,will durch konkrete Lobbyarbeit,regionaleVernetzung,WeiterWbildungund die Erarbeitungvon Positionenund fachlichenStandards die Belange von MädWchenund jungen Frauen in allengesellschaftlichen Bereichenverankern,vertritt die Interessenvon MädWchenund jungen Frauen in allenFeldern der Jugendhilfe, in SchuWle, inAusbildung undArbeit, in
2 www.maedchenpolitik-hamburg.de/

••
•

Kultur und Gesellschaft3,bietet eine Hamburgweite undträgerübergreifendeVernetzung,leistet mädchenpolitische LobbyWund Gremienarbeit z.B. durchVertretungen im LandesjugendWhilfeausschuss, in denbezirkWlichen Jugendhilfeausschüssen,in denAGs nach § 78undvielenVernetzungsW und KooperationsWgremien.Sie ist ein Forum für eine mädWchenpolitische StandortbestimWmung.“ (LandesarbeitsgemeinWschaft Mädchenpolitik Hamburge.V.)Diese mädchenpolitische StandWortbestimmungwird inAnbeWtracht der aktuellen HamburgerGleichstellungspolitik dringenderdenn je. Die Einsicht, dass „diegleiche gesellschaftlicheTeilWhabe“ erreichtwerden soll undauf die Umsetzung desArtikels3Abs. 2 der HamburgischenVerfassung4 hingewirktwird,beruhigt zwar ungemein, Zweifelbestehen aber an der Umsetzungdurch den Hamburger Senat.So ist dem Haushalt 2009/2010der Freien und Hansestadt HamWburg zu entnehmen: „Mit derGleichstellungspolitikwird auf einerechtliche Gleichstellung von MänWnernund Frauenhingewirkt undes soll die gleiche gesellschaftlicheTeilhabe erreichtwerden. Danebensollen Familie und Beruf bessermiteinander vereinbartwerden.WesentlicheTätigkeitsfeldersind der gleichberechtigte ZuWgang zum Beruf und zu berufW
3 siehe „Mädchen in Sicht“ eine Öffentlichkeits-
kampagne von Mädchen und jungen Frauen. Wei-
tere Informationen unter: www.maedchenpolitik-
hamburg.de

4 Artikel 3 [Rechtsstaat, Volkssouveränität, 
Gleichstellung]
(1) Die Freie und Hansestadt Hamburg ist ein de-
mokratischer und sozialer Rechtsstaat.
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
nach Maßgabe der Verfassung und
der Gesetze ausgeübt. Sie hat auch die Aufgabe, 
die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung
von Frauen und Männern zu fördern. Insbesonde-
re wirkt sie darauf hin, dass
Frauen und Männer in kollegialen öffentlich-recht-
lichen Beschluss- und Beratungsorganen
gleichberechtigt vertreten sind.

••
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lichen Entwicklungen sowie dieGleichstellung im Bereich dersozialen Sicherung; einweitererSchwerpunkt ist die Bekämpñfungvon Gewalt gegen Frauen.Dies geschieht in FormvonStellungnahmenund Initiativenzu Gesetzgebungsverfahren,Entwicklung und Durchführungeigener Maßnahmenund Proñjekte, Beratungund Unterstütñzung anderer Institutionen sowieder Mitwirkung in Beiräten undGremien. DieAufgabenwahrñnehmung orientiert sich an derHandlungsstrategie des GenderMainstreaming.“ (Freie undHansestadt Hamburg 2008b, 2)Recherchen zufolgewird nichtdeutlich,was die Hamburger Poliñtik unter Gender Mainstreamingversteht undwie sie diese Handñlungsstrategie faktisch einsetztenwird. So vermisst man z.B. zweiBundesländer, darunter auchHamburg, auf der Internetseite desBundesministeriums für Familie,Senioren, Frauenund Jugend. ZurUmsetzung des Gender Mainstreañming 2001 entwickelte der damañlige Senat zwar ein Leitpapier zurUmsetzung von Gender Mainñstreaming (vgl. Senatsamt für dieGleichstellung 2001),was jedochdurch die Neuwahlen inVergesñsenheit geriet. Hinzu kommt, dassdie Freie und Hansestadt Hamñburg ein frauenpolitisches Signalgesetzt hat,wie an der folgendenDarstellung der HamburgerBürgerschaft deutlich wird : „EinBeispiel für eine Neugestaltungwar die Leitstelle für die Gleichñstellung der Frau. Sie ging auf dieInitiative Hamburger Parlamentañrierinnen zurückundwurde 1979als Dienststelle der Senatskanzleieingerichtet. Siewar damit unmitñtelbar dem ersten Bürgermeisterunterstellt. Die Leitstelle, derenKompetenzen sich nur auf Konñtrollñ und Beratungsfunktionenbeschränkte, erwies sich schließñlich als immerhin erster Schrittauf einem langenWeg für die

gesellschaftliche Umsetzung derGleichstellung. Gleichzeitigwarsie ein Forum für alle frauenreleñvantenThemen. Fraueninteressenwurden aufgrund derArbeit dieserStelle fortan deutlicher formuliertundbewussterwahrgenommen.1991wurde die Leitstelle in einselbstständiges Senatsamt für dieGleichstellung mit einer Senatoñrin an der Spitze umgewandelt.Ende des Jahres 2003wurde dasSenatsamt vom Senat aufgelöst.DieAufgabenwerden nunmehrvon der Behörde für Soziales undFamiliewahrgenommen.“ (Hamñburgische Bürgerschaft 2008) Inder Folgewurden Mädchenñ undFrauenprojekte massiv gekürzt.Die BSF fasst sowohl die„Fraueninteressenund frauenreñlevantenThemen“ als auch dieGleichstellungspolitik in den zweiThemenschwerpunkten Berufund Familie zusammen,wie diefolgenden Publikationen zeigen :„Hamburger Karriereschmiede“,„Familienbewusste Personalpoliñtik“,„Anruf genügt... Rat und Hilfefür Frauen“5 ,„TechnikDuo –Mentoring fürjunge Frauen in ‚Männerberuñfen‘“„Berufe in Erziehung, Bildung,Pflege – auch was für Jungs !“,„Geschlechtsspezifische Berufsñwahl“. (Behörde für Soziales,Familie, Gesundheit undVerñbraucherschutz 2008a)Hamburg setzt auf DiversityDie derzeitige Koalition aus GALund CDU einigte sich auf eineneu einzurichtendeArbeitsstellemit demArbeitstitel : „Vielfaltin der Stadt“. Die Gleichstellungder Geschlechterwird darin alseine unter anderenAufgabenbenannt : „Die Koalitionspartnerverabreden die Einrichtung einerbei der Justizbehörde angesiedelñtenArbeitsstelle, in der folgende
5 Neuaufl age; erschienen zur Zeit des Senats-
amtes für die Gleichstellung

••••••

Aufgaben gebündeltwerden :Aufklärung über und Maßnahñmen gegen Rassismus einñschließlich derKommission gegen Rechtsex treñmismus,Controlling der Umsetzung desAGG inklusive der Koordinieñrung lokalerAktivitäten,ZentraleAnsprechstelle fürinterkulturelle FragenundAngeñlegenheiten,ZentraleAnsprechstelle fürFragen undAngelegenheiten derGleichstellung,ZentraleAnsprechstelle für Frañgen vonA ltersdiskriminierung.“(Koalitionsvertrag 2007, 50)Deutlich wird, dass sich die derñzeitige Hamburger Politik von derKategorie Geschlecht als zentralenAnalysebegriff verabschiedet undso zum BeispielA ltersdiskrimiñnierung oder Rassismus ohneeinen differenzierten Blick auf dieGeschlechter bearbeitenwird.Es ist zu befürchten, dass somitMädchenund Frauen, ihre Inteñressen und Lebensbedingungenbei der oben genanntenAufgañbenstellung in großenTeilen nichtmehr vorkommen, sie lediglichlosgelöst und quasi am Randebehandeltwerden. Damit bestehtdie Gefahr, dass dieseArbeitsstelñle „Vielfalt in der Stadt“ in ihrerpolitischen Bedeutunghinter dieGenderñMainstreamingñStrategiezurückfällt. Der grundsätzlichpositiv zu bewertendeAspekt derGenderñMainstreamingñStrateñgie,bei jeder Entscheidung oderpolitischen Regelung dieAuswirñkungen auf beide Geschlechter zuberücksichtigen,um Geschlechterñgerechtigkeit herzustellen,wirdso nicht mehr verfolgtwerden.Damit befindet sich die Mädñchenpolitik in einem Dilemma:Einerseits habenwir erlebendürfen, dass ein falsches und einñseitigesVerständnis von GenderMainstreaming zu Kürzungen

••••••
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im MädchenX und Frauenbereichführt, es aber andererseits dieGeschlechterfrage in alle LebensXbereiche einführen könnte.Zum jetzigen Zeitpunkt erXscheint die Strategie geboten, solange MädchenX und FrauenförXderung zu fordern,wie UngeXrechtigkeiten für MädchenundFrauen in unserer Gesellschaftstrukturell verankert sind.Wieder einmal sindwir aufXgefordert, MädchenX und FrauXeninteressen in das Bewusstseinder agierenden Politiker undPolitikerinnen zu bringen,bisXher Erreichtes zu verteidigenund langfristig Grenzen aufdemWeg zur GeschlechtergeXrechtigkeit zu überwinden.
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